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Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 2 GO LT  

Abgeordneter Lukas Reinken (CDU) 

Verhindert die Genehmigungspraxis in Niedersachsen die erfolgreiche Umsetzung des Bio-
masse-Pakets? 

Anfrage des Abgeordneten Lukas Reinken (CDU) an die Landesregierung, eingegangen am 
12.08.2025  

 

Im Zuge der Energiewende wurden in Niedersachsen zahlreiche Biogasanlagen unter den Bedin-
gungen des § 35 Abs. 1 Ziff. 6 Baugesetzbuch (BauGB) im Außenbereich privilegiert errichtet.  

Der Deutsche Bundestag hat am 31. Januar 2025 das sogenannte Biomasse-Paket beschlossen. 
Dadurch sollte u. a. eine Flexibilisierung des Betriebs von Biogasanlagen herbeigeführt werden, um 
ihre Grundlastfähigkeit z. B. während sogenannter „Dunkelflauten“, also Zeiten, in denen weder So-
lar- noch Windenergiestrom nennenswert erzeugt werden kann, nutzen zu können. Eine Flexibilisie-
rung des Anlagenbetriebs setzt bei konstant erzeugter Gasmenge eine Erhöhung der installierten 
Leistung einer Biogasanlage durch Erweiterung des zur Anlage gehörenden Blockheizkraftwerks (so-
genannte Überbauung) voraus. Um die Ziele des Biomasse-Pakets zu erreichen, ist nach Auskunft 
von Branchenexperten eine mindestens 3,6fache Überbauung von Biogasanlagen notwendig. 

Die Betreiber zahlreicher in Betrieb befindlicher Biogasanlagen, die ihre Anlagen durch Überbauung 
flexibilisieren wollen, berichten von Problemen mit den Baugenehmigungsbehörden. Diese sähen die 
mindestens 3,6fache Überbauung von Biogasbestandsanlagen durch Erweiterung der Blockheiz-
kraftwerke (BHKWs) oftmals nicht mehr durch die Privilegierung des § 35 Abs. 1 Ziff. 6 BauGB ge-
deckt, da sie - entgegen der langjährig geübten Genehmigungspraxis - die Regelung zur Feuerungs-
wärmeleistung von „anderen Anlagen“ in § 35 Abs. 1 Ziff. 6 d) BauGB auf die beantragten BHKWs 
anwendeten. Der Flexibilisierung von Biogasanlagen dienende BHKWs mit einer Feuerungswärme-
leistung von mehr als 2,0 Megawatt (MW) dürfen dann dem Vernehmen nach nicht mehr privilegiert, 
sondern nur auf Grundlage eines Bebauungsplans errichtet werden. 

Die beschriebene Auslegung des § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB würde demnach eine Flexibilisierung der 
im Außenbereich betriebenen Biomasseanlagen weitgehend verhindern; stattdessen würden die An-
lagen nach dem bevorstehenden Ende ihrer 20jährigen EEG-Förderdauer zeitnah außer Betrieb ge-
hen. Die Erreichung eines Ziels des Biomasse-Pakets würde dadurch verhindert. Die Genehmi-
gungsbehörden berufen sich nach Aussagen von Bioenergieunternehmen bei ihrem Vorgehen auf 
Einschätzungen des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz. 

1. Welche Rechtsauffassung vertritt die Landesregierung in Bezug auf die Anwendung der Grenz-
werte zur Feuerungswärmeleistung „anderer Anlagen“ auf die Errichtung von BHKWs, die der 
Flexibilisierung von Biogasanlagen dienen? Kann die Überbauung auch dann privilegiert erfol-
gen, wenn ein BHKW die 2-MW-Grenze überschreitet? 

2. Inwiefern würde die oben beschriebene restriktive Anwendung des § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 
zusätzliche Investitionen zur Flexibilisierung von Biomasse-Bestandsanlagen einschränken? 

3. Welche konkreten Schritte unternimmt die Landesregierung gegebenenfalls, um im Einklang 
mit den Zielen des Biomasse-Pakets eine möglichst breite Umsetzung von Investitionen in die 
Flexibilisierung bestehender Biomasse-Anlagen zu ermöglichen? 

 

 

(Verteilt am 13.08.2025) 


	Drucksache 19/8030
	Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 2 GO LT
	Abgeordneter Lukas Reinken (CDU)
	Verhindert die Genehmigungspraxis in Niedersachsen die erfolgreiche Umsetzung des Bio-masse-Pakets?

